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Dublin-Verfahren

Wohin, wenn das Asyl 
verwehrt wird?
María Elorza Saralegui
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Die EU-Asylpolitik legt die Priorität 
auf Abschiebung, auch intern zwi-
schen den EU-Staaten. Dabei wird 
die Ausnahmeregelung, die jedem 
EU-Staat zusteht, nur in wenigen 
Fällen angewendet. Erzählung einer 
Familie, die Zuflucht sucht.

Die Polizist*innen kommen um 
sieben Uhr morgens. Ohne Vorwar-
nung. Die vierköpfige Familie Sedova* 
trifft es trotzdem nicht unerwartet. 
Seit Wochen gehen sie mit der Angst 
im Nacken ins Bett, in jedem Moment 
abgeschoben zu werden. Nachdem 
die Familie nach Beginn des Ukraine-
Krieges in ihrer Kleinstadt in Russland 
bedroht wird, flüchtet sie im Sommer 
2022 nach Frankreich, wo ihr Asyl-
antrag jedoch zurückgewiesen wird. 
Asylsuchend flüchtet sie im Januar 
dieses Jahres weiter nach Luxemburg. 
Doch unter dem sogenannten „Dublin-
III-Abkommen“ ist Frankreich für ih-
ren Fall zuständig, die Familie muss 
zurück. Am Morgen ihrer Abschie-
bung werden die Habseligkeiten der 
russischen Familie  eilig gepackt, die 
anschließende Fahrt im blau-rot-wei-
ßen Auto ist kurz. Nach etwa 30 Minu-
ten sind sie am Ziel: Thionville. Die Po-
lizei wurde beauftragt, die Familie nur 
knapp über die Grenze zu bringen, auf 
französischen Boden.

Ihre Abschiebung ist nicht die ers-
te dieses Jahres; von Januar bis Ende 
Mai 2024 wurden laut Angaben der 
Immigrationsdirektion 89 Personen in 
einen anderen EU-Mitgliedstaat abge-
schoben.  Während der schnellen Pro-
zedur des Dublin-Verfahrens werden 

individuelle Vulnerabilitäten oft nicht 
berücksichtigt ‒ die Familie Sedova ist 
da kein Einzelfall. Die psychologischen 
Auswirkungen und das Risiko der 
Ausbeutung von Asylsuchenden sind 
enorm. Dennoch steigen seit einem 
Rückgang im Jahr 2020 die Anzahl der 
Abschiebungen aus Luxemburg er-
neut langsam an (siehe Graphik).

Der Fall „Dublin“

25. Januar 2024. 
Natalia* und Alexander* Sedova 

kommen zusammen mit ihren bei-
den Kindern Ludmila* und Peter* in 
Luxemburg an. Im Polizeikommis-
sariat wird schnell klar: Die Familie 
hat schon einen ersten Asylantrag in 
Frankreich gestellt. Einen erneuten 
dürfen sie in Luxemburg zwar stellen, 
doch sie werden als Dublin-Fall klassi-
fiziert und ihr Antrag nicht geprüft.

Denn laut der im Jahr 2013 abge-
stimmten Dublin-III-Verordnung des 
Gemeinsamen Europäischen Asyl-
systems ist der erste Staat, in dem Asyl-
suchende ankommen, für die Über-
prüfung ihres Asylantrags zuständig. 
Unter der Verordnung werden bei der 
Ankunft jeder Zuflucht suchenden Per-
son die Fingerabdrücke genommen. 
Die werden in die EU-weite Datenbank 
„EURODAC“ gespeist, mit der Mitglied-
staaten identifizieren können, in wel-
chem Staat ein*e Asylsuchende*r als 
erstes im System registriert wurde. 
Das Ziel: Verhindern, dass mehrere 
Anträge in verschiedenen Staaten ein-
gereicht werden. Die Auswirkungen 
vor Ort werden allerdings seit Jahren 
scharf von Menschenrechtsorgani-
sationen kritisiert: Die Verordnung 
führe zu einer ungleichen Verteilung 
der Asylbewerber*innen auf Erstan-
kunftsländer in den Mittelmeer- und 
Balkanregionen und ermutige die 
Priorisierung der Abschiebungen 
(woxx 1548). 

Laut Anke Vandereet, der Beauf-
tragten für Menschenrechte der NGO 
Passerell, werden Personen, die sich 
im Dublin-Verfahren befinden, „an-
ders betrachtet als andere Asylbewer-
ber“. Oft werfe man ihnen vor, das 
System ausnutzen zu wollen. Gleich-
zeitig würden häufig ihre Grund-
rechte nicht respektiert. Die persön-
liche Anhörung etwa, während der 
Asylbewerber*innen ihren Antrag 
begründen müssen, verlaufe bei vie-
len Dublin-Fällen sehr schnell. Natalia 

und Alexander Sedovas Anhörungen 
dauerten gerade mal 20, beziehungs-
weise 30 Minuten. Dies reiche bei Wei-
tem nicht aus, weder um die Gründe 
für eine Flucht zu rechtfertigen, noch 
um einzelne Vulnerabilitäten der Per-
sonen zu erkennen, bemängelt Anke 
Vandereet im Gespräch mit der woxx.

„Es ist ziemlich selten, dass 
eine Überstellung nicht 
fristgerecht durchgeführt 
wird, vor allem, wenn es 
sich um ein Nachbarland 
handelt. Es gibt eine 
gewisse Priorität.“

Obschon das Gesetz vom 18. De-
zember 2015, das das Dublin-III-
Abkommen in Luxemburg umsetzt, 
schutzbedürftigen Personen beson-
dere Garantien zuspricht, „wurde 
bisher kein Verfahren eingeführt, um 
solche Personen zu erkennen“, so die 
Menschenrechtsbeauftragte weiter. 
Folglich „sind es eher Personen von 
außen, etwa Anwälte oder Erzieher“, 
die Vulnerabilitäten in gewissen Fäl-
le erkennen und das Ministerium 
benachrichtigen müssen. Deshalb 
solle ein „multidisziplinäres Team, 
das in Psychologie, Medizin, Kinder-
schutz, geschlechts- und LGBTQIA-
spezifischer Gewalt und ihren Rech-
ten geschult ist“, die Asylprozeduren 
begleiten.

Schon in Frankreich, wo die Fami-
lie am 26. August 2022 ankam, fühlte 
sich die Anhörung für die Sedovas mit 
dem Office français de protection des 
réfugiés et apatrides (OFPRA) zu kurz 
an. Die Gespräche der Eltern dauerten 
bis zu zwei Stunden, doch Natalia, die 
in Russland offen den Oppositionspoli-
tiker Alexei Navalny unterstützte, kam 
mit dem Gefühl heraus, überhaupt 
nichts gesagt zu haben. „Ich dachte im-
mer wieder, es gäbe später eine Mög-
lichkeit geben, alles zu erklären, doch 
dann war das Interview vorbei.“ Vor al-
lem bedauert sie, dass das OFPRA „kei-
ne Frage über die Kinder“ stellte. Unter 
dem Abschnitt „Craintes éventuelles 
des enfants mineurs“ des Fragebogens, 
das zur Protokollierung der Anhörung 
genutzt wird und dessen Kopie der 
woxx vorliegt, steht nichts.

Die Anzahl der Abschiebungen 
von Personen unter der Dublin-III-
Verordnung von Luxemburg in andere 
EU-Mitgliedstaaten seit 2016.  
Für den Dezember 2023 sowie für das 
Jahr 2024 (ab Juni) liegen vonseiten 
der Immigrationsdirektion noch keine 
vollständigen Zahlen vor. Die endgültige 
Anzahl liegt demnach wahrscheinlich 
höher.

Copyright: woxx

https://maint.gouvernement.lu/fr/dossiers/2024/statistiques-asile.html
https://maint.gouvernement.lu/fr/dossiers/2024/statistiques-asile.html
https://www.woxx.lu/eu-migrationspolitik-gegen-die-wand/
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Kam die vierköpfige Familie in Luxemburg 
im Centre primo-accueil Tony Rollman unter, 

muss sie nach ihrer Abschiebung in Frankreich 
in Notunterkünften übernachten. Ihre Lage 

wird zunehmend prekärer. Laut dem hiesigen 
Verwaltungsgericht, das den Einspruch der Familie 
abwies, stelle das Recht auf Unterbringung jedoch 

„kein absolutes Recht dar». 
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Dabei haben die Eltern gerade um 
die Kinder Angst. In der russischen 
Kleinstadt, in der die Familie vor ih-
rer Flucht lebte, zog sie wegen ihrer 
anti-Regime Meinungen negative Auf-
merksamkeit auf sich. „Jeder kennt 
dort jeden“, fasst es Natalia zusam-
men. Im Laden des Paares tauschten 
sich die Eltern regelmäßig mit der 
Kundschaft aus. Mit dem Großangriff 
Russlands auf die Ukraine im Februar 
2022, fühlte sich die Familie ukraini-
schen Ursprungs jedoch zunehmend 
unsicher: In der Schule ermutigten die 
Lehrer*innen ihre Schüler*innen bald 
dazu auf, nicht mit Ludmila und Peter 
zu reden. „Ich verlor alle meine Freun-
de“, sagt Ludmila. Ihr Vater Alexander 
wurde auf eine provisorische Liste 
zum Militärdienst eingetragen. Eines 
Tages stattete ein Polizist dem Famili-
enladen einen Besuch ab: „Er hat uns 
gedroht, gesagt, wir sollten unseren 
Mund halten oder wir würden den La-
den verlieren“, sagt Natalia. 

In den Sommerferien, vor den Ein-
berufungen des Herbstes, in denen 
Alexander befürchtet, an die Front ge-
schickt zu werden, nehmen die mit ei-
nem kurzfristigen Visum ausgestatte-
ten Sedovas erst einen Zug nach Sankt 
Petersburg und ein Taxi nach Finn-
land, dann einen Flug nach Paris. Die 
Familie ist nicht die einzige: Im glei-
chen Jahr ist die Anzahl der Asylanträ-
ge russischer Staatsangehöriger*innen 
in Frankreich verglichen mit dem vor-
herigen Jahr um 418 Prozent gestiegen.

Priorität auf Abschiebung

16. Februar 2024. 
Drei Wochen nach ihren Gesprä-

chen mit den luxemburgischen Poli-
zei- und Immigrationsbehörden be-
antragt Luxemburg die Überstellung 
nach Frankreich. Ab nun hat Luxem-
burg laut dem Gesetz vom 18. Dezem-
ber 2015 sechs Monate Zeit, um die Fa-
milie nach Frankreich abzuschieben. 
Je nach Zeitpunkt variiert diese Frist: 
Im Mai beispielsweise dauerte die Ver-
legung im Durchschnitt sieben Mona-
te. „Die Dauer der Organisation der 
Überstellung hängt immer vom Be-
stimmungsort, der Anzahl der zu über-
stellenden Personen und der Koopera-
tion des Bestimmungsmitgliedstaates 
ab“, so die Immigrationsdirektion auf 
Nachfrage der woxx.

Die Familie legt Einspruch ein. Ihre 
Chancen stehen jedoch schlecht. „Es ist 

ziemlich selten, dass eine Überstellung 
nicht fristgerecht durchgeführt wird, 
vor allem, wenn es sich um ein Nach-
barland handelt“, erklärt Vandereet 
der woxx. „Wir stellen fest, dass es 
eine gewisse Priorität gibt.“

Zurück nach Frankreich wollen 
die Sedovas nicht, nicht zuletzt weil 
sowohl ihr Asylantrag im Juni 2023 
als auch ihr Einspruch im Januar 2024 
abgelehnt wurden. Der Grund: Laut 
dem Urteil der französischen Behör-
den gebe es nicht genügend Beweise 
für eine individuelle Verfolgung in 
Russland, die eine Asylgenehmigung 
rechtfertige. Dokumente und Fotos, 
die etwa Natalias finanzielle Unter-
stützung politischer Oppositionelle 
bezeugen, reichten demzufolge „nicht 
aus, um ihre individuellen und aktu-
ellen Ängste zu bestimmen“, so der 
Entscheid. Auch das Risiko einer mili-
tärischen Einberufung gilt nicht, denn 
noch habe Alexander keine offizielle 
Einberufung erhalten.

Offiziell stuft die französische Re-
gierung Russland nicht als „sicheres“ 
Herkunftsland ein ‒ was etwa ein 
Schnellverfahren rechtfertigen wür-
de ‒ doch die Familie wirft den Behör-
den vor, die Lage in Russland zu unter-
schätzen. „Ich habe das Gefühl, dass 
sie unsere Ängste nicht ernst genom-
men haben“, kommentiert Natalia den 
Gerichtsbescheid. „Die Menschen se-
hen Russland immer noch so, wie vor 
2014, ein Land, in dem demokratische 
Institutionen und Rechtsstaatlichkeit 
vorherrschen. Das mag so erscheinen, 
aber sobald man nicht der Regierungs-
linie folgt, kann es schnell gehen.“

Ohne Aufenthaltsgenehmigung in 
Frankreich, droht der Familie die Ab-

schiebung zurück nach Russland. „Wir 
haben das Gefühl, eine Mauer vor 
uns zu haben“, beschreibt Natalie die 
enorme mentale Belastung. Ihr Leben 
sei zu einer konstanten Unsicherheit 
geworden. Dabei hofft die Familie „auf 
ein normales Leben, mit dem Recht, zu 
arbeiten, und in Sicherheit wieder in 
die Schule zu gehen“.

Einleben in Luxemburg

Nach ihrer Ankunft in Luxem-
burg ist dies für die Kinder, wenn 
auch nur kurz, der Fall. Montags 
bis freitags geht es in eine Schule in 
Mersch, dienstags in den Theaterklub 
und samstags in die Kalinka-Schule, 
die russische Sprachkurse anbietet. 
Ludmila und Peter schließen Freund-
schaften. Anstatt in die oftmals scharf 
kritisierte „Structure d’hébergement 
d’urgence Kirchberg“, wo vom Dublin-
Verfahren betroffene Männer unterge-
bracht werden, kommen Dublin-Fälle 
mit minderjährigen Kindern meis-
tens im „Centre d’accueil provisoire“ 
in Mersch unter. Die Sedovas jedoch 
werden als eine von 98 Familien im 
„Centre primo-accueil Tony Rollman“ 
auf Kirchberg untergebracht. „Da die 
Entscheidung über die Verlegung oft 
erst später getroffen wird, werden ei-
nige Familien auch in anderen regu-
lären Einrichtungen untergebracht“, 
erklärt das Office national de l’accueil 
(ONA) gegenüber der woxx.  Mit einer 
Höchstkapazität von 600 Betten, leb-
ten im Januar dieses Jahres 473 Perso-
nen in der Unterkunft.

Die Lebensbedingungen in der Un-
terkunft sind nicht die einfachsten: 
Es mangele an Privatsphäre, erklärt 

Keren Rajohanesa. Der mentale Zu-
stand der Mutter Natalia und Toch-
ter Ludmila verschlechtert sich zu-
nehmend, so die Juristin, die sich bei 
Passerell auf die Rechte von Familien 
und Opfer geschlechtsspezifischer Ge-
walt spezialisiert und hierzulande den 
Fall der Familie begleitet. Natalia Sedo-
va gibt sich dennoch nüchtern: Trotz 
der Zelte, die sich die Familie mit an-
deren teilt, fänden die Kinder langsam 
in einen „normalen“ Lebensrhythmus 
zurück. Es sei vor allem die rechtliche 
Unsicherheit, die der Familie zu schaf-
fen macht.

27. März 2024.
Die Familie erhält den befürch-

teten Bescheid, der sie zurück nach 
Frankreich beordert. Nach anderthalb 
Jahren auf der Flucht, kann Natalia 
ihre Reaktion auf den Entscheid kaum 
beschreiben. „Ich war mit den Nerven 
am Ende.“ Für die Passerell ist dies 
nichts Neues: „Das gesamte Dublin-
Verfahren ist eine stressige und be-
ängstigende Zeit“, so Vandereet. „Die 
Personen wissen nicht, an welchem 
Tag sie von Polizeibeamten überstellt 
werden, sie werden wie Kriminelle be-
handelt. Mehrere sind aufgrund dieser 
Angst bereits ins Krankenhaus einge-
liefert worden.“ 

Eine Rückführung in das Nachbar-
land würde sie „einer unmenschlichen 
und erniedrigenden Behandlung aus-
setzen“ und gegen Artikel 3 der Euro-
päischen Menschenrechtskonvention 
(EMRK) verstoßen, argumentiert die 
Familie in ihrem Einspruch. Sie be-
fürchtet, ohne ein garantiertes Recht 
auf eine Unterkunft bei einer Abschie-
bung in Frankreich auf der Straße zu 
landen. So warnt auch ein im Jahr 

https://asylumineurope.org/wp-content/uploads/2023/05/AIDA-FR_2022-Update.pdf
http://www.cnda.fr/content/download/213003/2029549/version/1/file/Liste 2022 des POS.pdf
http://www.cnda.fr/content/download/213003/2029549/version/1/file/Liste 2022 des POS.pdf
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Coût de l’énergie 

Le gouvernement 
se la joue solo
Fabien Grasser

rien n’est venu, si ce n’est une vague 
allusion à des discussions entre mi-
nistres dans le cadre d’un conseil de 
gouvernement. 

Factures et superprofits

Nora Back, présidente de l’OGBL, 
confirme au woxx qu’aucune négocia-
tion, ou même réunion d’information, 
n’a eu lieu entre syndicats et gouver-
nement. La surprise a donc été totale 
d’entendre Luc Frieden détailler le 
plan gouvernemental de sortie pro-
gressive du bouclier énergétique 
ce 11  juin, devant la Chambre des 
député·es. « Étant donné que la plupart 
des prix de l’énergie ont baissé ces der-
niers mois, la plupart des plafonds de 
prix de l’énergie seront supprimés à 
compter du 1er janvier 2025 », a soute-
nu le premier ministre devant le par-
lement. « Mais nous maintiendrons le 
plafonnement des prix de l’électricité 
en 2025, car l’électricité a été achetée 
pendant la crise, et les prix d’achat éle-
vés auront encore leurs répercussions 
en 2025. Nous le faisons d’une manière 
socialement juste », a-t-il ajouté. 

Les mesures seront donc socia-
lement ciblées en direction des plus 
vulnérables. Ce dont ne se satisfait 
pas Nora Back, qui estime qu’il en coû-
tera quelque 600  euros de plus aux 
ménages modestes pour payer leurs 
factures d’électricité l’an prochain. 
En somme, le gouvernement a décidé, 
seul dans son coin, de limiter le coût 
de la mesure, qui se chiffrera à 50 mil-
lions d’euros en  2025. Un montant 
bien timide au regard des superpro-
fits accumulés ces dernières années 
par les énergéticiens. Au Luxembourg, 
par exemple, Enovos a vu ses béné-
fices grimper à 171  millions d’euros 
en 2023, contre 107 millions en 2022. 

La sortie progressive du bouclier 
énergétique devait faire l’objet 
d’une négociation entre gouverne-
ment, syndicats et patronat. Mais 
ce ne sera finalement pas le cas, 
Luc Frieden ayant présenté, sans 
concertation, les modalités de sortie 
du dispositif lors de son discours sur 
l’état de la nation devant le parle-
ment, le 11 juin.

Pour amortir l’augmentation expo-
nentielle des prix du gaz et de l’électri-
cité, un bouclier tarifaire sur l’énergie 
avait été instauré en 2022. La mesure 
avait été négociée au sein de deux tri-
partites. Mais le dispositif, qui avait 
fait l’objet d’une loi, arrive à terme 
le 31  décembre de cette année. Faute 
d’aides de l’État, le Statec pronostique 
un bond de 60  % du prix de l’électri-
cité et de 17 % de celui du gaz pour les 
ménages, en 2025. L’inflation pourrait 
ainsi être gonflée de 1,2 point de pour-
centage l’an prochain, selon l’institut 
statistique. Un choc insoutenable pour 
le pouvoir d’achat des salarié·es, pré-
viennent les syndicats. 

Leur avis semblait en grande par-
tie partagé par le gouvernement et 
de premiers contacts avaient eu lieu 
avec le ministre DP de l’Économie, qui 
a également l’Énergie sous sa tutelle. 
Lex Delles devait initialement présen-
ter un plan de sortie progressive au 
gouvernement au début du printemps. 
Mais la chose a été sans cesse reportée 
et, à la mi-mai, ses services assuraient 
encore que cela se ferait dans les 
toutes prochaines semaines. Le woxx 
avait rendu compte de ces tractations, 
pour lesquelles l’OBGL et le LCGB se 
montraient plutôt optimistes, esti-
mant qu’un accord serait trouvé dans 
le cadre d’une tripartite spécifique, en 
principe avant les congés d’été. Mais 
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Luc Frieden ne veut pas 
débrancher le bouclier tarifaire au 

1er janvier, mais les aides seront 
considérablement réduites. 

2022 veröffentlichter Bericht des Eu-
ropean Council on Refugees and Exi-
les vor überfüllten Unterkünften und 
unvollständigen Berufungs- und Über-
prüfungsverfahren in Frankreich. 

Das Gericht habe die 
prekäre Situation 
der Familie nicht 
berücksichtigt, so die 
Kritik der Juristin Keren 
Rajohanesa. 

7. Mai 2024.
Das luxemburgische Verwaltungs-

gericht hingegen weist den Einspruch 
ab. Die „Missstände“, auf die sich die 
Sedovas in ihrem Einspruch bezögen, 
erreichten keine „besonders hohe 
Schwelle der Ernsthaftigkeit“, heißt es 
im Gerichtsurteil. Die Unterbringung 
stelle „kein absolutes Recht dar, so-
dass die Einschränkung dieses Rechts 
nicht gegen Artikel 3 der EMRK ver-
stößt“. Zudem fehlten die nötigen Do-
kumente, die beweisen würden, dass 
ihr Antrag auf internationalen Schutz 
in Frankreich nicht gerecht geprüft 
wurde und Frankreich seinen interna-
tionalen Verpflichtungen nicht nach-
gekommen sei.

Die Juristin Keren Rajohanesa sieht 
das anders: Das Gericht habe die pre-
käre Situation der Familie nicht be-
rücksichtigt, so ihre Kritik. Die luxem-
burgischen Behörden beriefen sich 
aber auf ein „gegenseitiges Vertrauen“ 
mit Frankreich und gingen davon aus, 
dass „Frankreich das internationale 
Recht einhält“.

In prekäre Lage gedrängt

Gerade die Dublin-III-Verordnung 
ist vielen Menschenrechtsorganisa-
tionen seit Jahren ein Dorn im Auge, 
drängt das System doch Menschen 
in ein prekäres Leben ohne Aufent-
haltsgenehmigung. Dass der neue 
EU-Migrations- und Asylpakt, dessen 
„Asylum and Migration Management 
Regulation“ (AMMR) das Dublin-Ver-
fahren ersetzen wird, die Situation 
von Asylsuchenden verbessern wird, 
bezweifeln die NGOs stark. Sie warnen 
vor dem erhöhten Risiko oberflächli-
cher Prozeduren und beschleunigter 
Abschiebungen (woxx 1775). „Es wird 
zwar weniger Dublin-Fälle geben, 

doch nur, weil die Personen an den 
EU-Außengrenzen in geschlossenen 
Unterkünften untergebracht werden“, 
so Vandereet.

Laut der Menschenrechtsbeauf-
tragten müssten Staaten neben einer 
spezialisierten Betreuung zudem die 
Ausnahmeklausel im Dublin-III-Ab-
kommen stärker einsetzen. Die be-
sagt, dass ein Mitgliedstaat von einer 
Abschiebung absehen kann, wenn 
diese gegen die Menschenrechte einer 
Person verstößt. Dafür müsse die Situ-
ation aber „extrem“ sein, wie der Ge-
richtshof der Europäischen Union im 
Jahr 2019 urteilte (woxx 1520). Dies zu 
beweisen sei wiederum schwer. Anke 
Vandereet selbst kann sich an keinen 
Fall erinnern, in dem Luxemburg die 
Klausel angewendet hat: „Wenn es 
welche gab, dann sehr selten“.

7. Juni 2024.
Nach ihrer Abschiebung und Über-

gabe an französische Polizist*innen 
lebten die Sedovas die ersten paar Wo-
chen bei Bekannten, seit dem 19. Juni 
jedoch sind sie auf Notunterkünfte 
angewiesen. Befand sich die Familie, 
wie so viele andere Asylsuchende in 
Luxemburg, vorher schon in einer „ex-
tremen Not und Unsicherheit“, erhöhe 
die Abschiebung nun zusätzlich das 
Risiko von Ausbeutung, warnt Rajoha-
nesa. Die Sedovas haben 30 Tage Zeit, 
um Frankreich zu verlassen. Zurück 
wollen sie auf keinen Fall. Alexander 
befürchtet, zum Wehrdienst eingezo-
gen zu werden, Natalia ihrerseits hat 
Angst, wegen ihrer Unterstützung rus-
sischer Oppositioneller verhaftet zu 
werden. Trotz Schulpflicht haben die 
Kinder in den letzten zwei Jahren kei-
ne russische Schule besucht. Ein guter 
Vorwand für die russischen Behörden, 
„uns die Kinder wegzunehmen“, so 
Natalia. Das sei ihre größte Angst. Die 
Familie plant, mithilfe von Keren Rajo-
hanesa einen erneuten Einspruch ge-
gen ihre Abschiebung nach Russland 
einzulegen. „Die Abschiebung würde 
meiner Meinung nach eine Verletzung 
ihrer Rechte darstellen“, sagt die Ju-
ristin. Einen erneuten Asylantrag in 
Frankreich kann die Familie nicht stel-
len, sofern sie keine neuen Beweisdo-
kumente vorlegen kann. „Uns sind die 
Hände gebunden“, sagt Natalia gegen 
Ende. „Wir haben jeden Tag Angst, vor 
dem nächsten Morgen.“

*Um die Identität der Familie zu schützen, wurden 
ihre Namen von der Redaktion geändert.

https://www.woxx.lu/inflation-le-casse-tete-energetique/?highlight=grasser
https://ecre.org/wp-content/uploads/2023/07/Asylum-in-2022.pdf
https://ecre.org/wp-content/uploads/2023/07/Asylum-in-2022.pdf
https://ecre.org/wp-content/uploads/2023/07/Asylum-in-2022.pdf
https://www.woxx.lu/pacte-sur-la-migration-et-lasile-lacceptation-dun-pacte-violant-les-droits-humains/?highlight=pacte migration
https://www.woxx.lu/migration-jusquici-tout-va-bien

